
Rheinisches Ärzteblatt 4/2013 19

Jahrelang wurde gestritten und 
debattiert, seit wenigen Wochen ist das
Patientenrechtegesetz in Kraft. Teils wird
mit dem Gesetz lediglich die bereits 
geltende Rechtslage zusammengefasst,
teils schafft es jedoch darüber 
hinausgehende Regelungen. 

von Dirk Schulenburg

Mit dem Ende Februar in Kraft ge-
tretenen Gesetz zur Verbesserung
der Rechte von Patientinnen und

Patienten (BGBl. I S. 277 v. 25. Februar 2013)
hat der Gesetzgeber für Patienten Transpa-
renz und Rechtssicherheit hergestellt. We-
sentlich ist die Aufnahme des Behandlungs-
vertrages als eigener Vertragstyp in das Bür-
gerliche Gesetzbuch (§ 630a BGB). Daneben
hat der Gesetz geber Regelungen über die Ein-
willigung, Informations- und Aufklärungs-
 pflichten sowie das Einsichtsrecht in Patien-
tenakten geschaffen. Die von der Rechtspre-
chung entwickelten Beweisregelungen sind
nunmehr ebenfalls gesetzlich festgeschrie-
ben. Wenngleich damit die bereits zuvor be-
stehende Rechtslage lediglich gesetzlich ge-
regelt wurde, finden sich vereinzelt auch
hierüber hinausgehende Regelungen, die
Handlungsbedarf nach sich ziehen. 

Facharztstandard

Sorgfaltsmaßstab ärztlicher Behand-
lungsmaßnahmen ist der Facharztstan-
dard. Die Behandlung hat nach dem zum
Zeitpunkt der Behandlung bestehenden,
allgemein anerkannten fachlichen Stan-
dard zu erfolgen (§ 630a Abs.2 BGB). Die
Gesetzesbegründung verweist dazu auf
die von den wissenschaftlichen Fachge-
sellschaften vorgegebenen Leitlinien („in-
soweit regelmäßig maßgeblich“). Soweit
sich in einem Bereich noch kein  Standard
entwickelt hat, ist die Sorgfalt  eines vor-
sichtigen Behandelnden einzuhalten.

Informations- und Aufklärungspflichten

Der Gesetzgeber unterscheidet zwi-
schen Informations- und Aufklärungs-

Patienten. Bei Einwilligungsunfähigkeit ist
die Einwilligung eines Berechtigten (Erzie-
hungsberechtigte, Betreuer, Vormund) er-
forderlich. Ausnahmen von der Pflicht zur
Einholung einer Einwilligung bestehen bei
unaufschiebbaren Maßnahmen (z. B. Not-
fällen) oder wenn der Eingriff dem mut-
maßlichen Willen des Patienten entspricht
(§ 630e BGB).

Dokumentation

Die Dokumentation hat in unmittelba-
rem zeitlichen Zusammenhang mit der Be-
handlung zu erfolgen. Berichtigungen und
Änderungen von Eintragungen sind nur zu-
lässig, wenn neben dem ursprünglichen
 Inhalt erkennbar bleibt, wann sie vorge-
nommen wurden.  Nach der Gesetzesbe-
gründung muss die Software nachträgliche
Änderungen erkennen lassen (§ 630 f BGB).

Einsichtsrecht in Patientenakte

Dem Patienten ist nunmehr auf Ver -
langen „unverzüglich“ Einsicht in die ihn
betreffende Patientenakte zu gewähren.
Sofern „erhebliche therapeutische Gründe
oder sonstige Rechte Dritter“ entgegenste-
hen, kann die Einsichtnahme verweigert
werden (§ 630g BGB). 

Beweislastregelungen

Schließlich hat der Gesetzgeber die um-
fassend von der Rechtsprechung entwickel-
ten Regelungen zur Verteilung der Beweis-
last in das Gesetz aufgenommen: Danach
liegt die Beweislast für sogenannte vollbe-
herrschbare Risiken, das heißt Risiken, die
aus dem Herrschafts- und Organisationsbe-
reich des Behandelnden resultieren, bei der
Behandlungsseite. Dies gilt auch für die
ordnungsgemäße Aufklärung und Einwilli-
gung; ebenso zulasten der Behandlungs -
seite gehen Dokumentationsmängel.

Bei mangelnder Befähigung zur Durch-
führung der zugesagten Behandlung wird
die Ursächlichkeit zwischen Behandlungs-
fehler und Gesundheitsschaden vermutet. 

Dies gilt schließlich auch bei sogenann-
ten groben Behandlungsfehlern sowie –
unter bestimmten Umständen – einfachen
Befunderhebungsfehlern (§ 630h BGB).
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pflichten und nimmt damit eine bislang
unbekannte begriffliche Differenzierung
vor: „Informationspflichten“ sollen die
bislang unter der Bezeichnung „therapeu-
tische Aufklärung“ (das sind die Aufklä-
rungspflichten zur Sicherung des Behand-
lungsziels) erfassen. Im Rahmen der Infor-
mationspflichten trifft den Arzt nunmehr
auch die Pflicht, den Patienten über eigene
und fremde Behandlungsfehler zu infor-
mieren. Dies gilt auf Nachfrage des Pa-
tienten grundsätzlich und ungefragt, wenn
dies zur Abwendung gesundheitlicher Ge-
fahren erforderlich ist (§ 630c Abs. 2 BGB).
Soweit die Information durch den Arzt er-
folgt, dem ein eigener Behandlungsfehler
unterlaufen ist, darf sie nicht zu Beweis-
zwecken in einem gegen ihn geführten
Strafverfahren verwendet werden. Dies
entspricht dem rechtsstaatlichen Selbstbe-
lastungsverbot des „nemo tenetur“. Die
„Aufklärungspflichten“ umfassen die Risi-
ko- und Eingriffsaufklärung (Selbstbe-
stimmungsaufklärung: Aufklärung über
typische und atypische Risiken). Die Auf-
klärung muss durch den Behandelnden
oder durch eine Person erfolgen, die über
die zur Durchführung der Maßnahme not-
wendige Ausbildung verfügt. Grundsätz-
lich hat die Aufklärung mündlich in einem
persönlichen Gespräch zu erfolgen. Dem
Patienten sind Abschriften von Unterla-
gen, die er im Zusammenhang mit der Auf-
klärung oder Einwilligung unterzeichnet
hat, auszuhändigen (§ 630e BGB).

Information über Kosten

Bei positiver Kenntnis, dass eine voll-
ständige Kostenübernahme durch Dritte
nicht gesichert ist, hat der Arzt den Patien-
ten vor Beginn der Behandlung über die
Kosten in „Textform“ (§ 630c Abs. 3 BGB) zu
unterrichten. Über das Texterfordernis hin-
ausgehende Formvorschriften („Schrift-
form“) bleiben unberührt (z. B. Wahlleis -
tungsvereinbarung, § 17 Abs. 2 KHEntG). 

Einwilligung

Die Durchführung einer medizinischen
Maßnahme erfordert die Einwilligung des
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